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führen und dennoch eine Real is ierung des operat iven Materials 

angestrebt werden muß.

Andererseits kann es im Rahmen der Bearbeitung eines Operat iven 

Vorganges oder zu einem anderen operat iven Material  operat ive 

Erkenntnisse oder anderweit ige Hinweise geben, die ein sofort i ­

ges Reagieren des MfS mit  den Mit teln Staat l ieher Untersuchungs- 

tät igkeit  zur Real is ierung entsprechender Sicherheitsbedürfnis- 

se erfordern, auch wenn der Verdacht bzw. dr ingende Verdacht 

einer Straftat noch nicht erarbeitet werden konnte. Neben dem 

Erfordernis der Real is ierung der Sicherheitsbedürfnisse und der 

diesen immanenten pol i t isch-operat iven Zielstel lungen gibt es 

in diesen Fäl len meist keine eindeut ige auf die Einlei tung 

eines Ermit t lungsverfahrens gerichtete strafprozessuale Ziel­

stel lung, da eine solche bedingt durch die inoff iz iel le unklare 

Beweislage nur auf subjekt iven Wunschvorstel lungen basieren 

würde. Die Konkret is ierung der pol i t isch-operat iven einschl ieß­

l ich strafprozessualen Zielstel lung hängt demgemäß hauptsäch­

l ich von den Erkenntnissen aus den strafprozessualen Prüfungs­

handlungen ab. Die sich aus den Mögl ichkeiten der Konkret i­

s ierung der pol i t isch-operat iven einschl ießl ich strafprozes­

sualen Zielstel lung ergebenden vielgestal t igen, meist unter­

schiedl ichen pol i t isch-operat iven Konsequenzen sind dabei von 

vornherein zu beachten. Um den Erfordernissen einer qual i f iz ier­

ten Konkret is ierung der pol i t isch-operat iven einschl ießl ich 

strafprozessualen Zielstel lungen mit tels strafprozessualer 

Prüfungshandlungen gerecht zu werden, sind die mögl ichen straf­

prozessualen Prüfungshandlungen und operat iven Maßnahmen vol l  

auszuschöpfen, und es sind hohe Anforderungen an die takt ische 

Gestal tung der komplexen Verdachtshinweisprüfung und der einzel­

nen strafprozessualen Prüfungshandlungen zu stel len. Die Tak­

t ik ist  dabei nicht schlechthin auf das Ziel  der Begründung 

des Verdachts einer Straftat auszurichten. Darüber hinaus muß 

sie es ermögl ichen, im Zusammenhang mit  der Begründung bzw, des 

Ausschlusses des Verdachts einer Straftat eine al len pol i t isch, 

pol i t isch-operat iv und straf recht l ich relevanten Umständen ent­

sprechende Entscheidung über die Notwendigkeit  und Zweckmäßig­

keit  der Einlei tung bzw. Nichteinlei tung eines Ermit t lungsver-


